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Der „Beschleuni-
gungspakt“ und 

seine Umsetzung

„Gestalten statt verwalten!“



Wirtschaftsreport    Jan 24 5

Der Beschleunigungspakt an sich ist ein wichtiges Zeichen – 
auch für die Unternehmen in den Kreisen Siegen-Wittgenstein 
und Olpe, weil er zentrale Anliegen aus dem heimischen Wirt-
schaftsraum aufnimmt. „Für die Betriebe kommt es nun darauf 

an, dass es nicht bei der politischen Erkenntnis bleibt, sondern 
Lösungen in die Umsetzung gelangen“, erklärt Hans-Peter Lan-
ger, Geschäftsführer der IHK Siegen. Nun sollten daher auch 
die notwendigen Änderungen der rechtlichen Vorgaben zur 
Durchführung erfolgen. „Die Unternehmen müssen im Alltag 
konkrete Erleichterungen verspüren. Zu viele von ihnen warten 
bereits jahrelang auf die Genehmigung von Bauprojekten, den 
Lückenschluss bei Verkehrsprojekten oder eine Anbindung an 
das Giganetz. Das bremst das Wachstum, weil es dazu führt, 
dass Investitionen zurückgehalten werden“, unterstreicht Lan-
ger.

Bund und Länder kündigen im Beschleunigungspakt an, sämt-
liche Prozesse zu digitalisieren, um ihr Tempo zu erhöhen. 
Dabei soll verstärkt Künstliche Intelligenz zum Einsatz kom-
men, um die gesamte öffentliche Struktur digitaler zu ma-
chen. Wenn diese Weichenstellung in den Verwaltungen in 
den kommenden Monaten mitgetragen und unterstützt werde, 
könne sich dies auch positiv auf unternehmerische Ablaufe 
auswirken, zeigt sich Langer überzeugt.

Auf die Frage, inwiefern seine Kollegen und er die Auswirkun-
gen des Beschleunigungspakts bereits spüren, hat indes Ludger 
Siebert, Leiter der Regionalniederlassung Südwestfalen von 
Straßen.NRW, eine klare Antwort: „Die Planungsbeschleuni-
gung ist derzeit in aller Munde, meint aber nur die als positiv 
wahrgenommenen Zukunftsinvestitionen. Neben Windrädern, 
Eisenbahnbau usw. gehören gerade noch die Autobahnbrücken 
mit dazu. Das Basisnetz ist nicht explizit genannt.“ Es bleibe 
nur die Hoffnung auf Beschleunigung, denn der Landesbetrieb 
müsse das größtmögliche Anforderungsprofil bedienen, um  
bei gerichtlichen Überprüfungen nicht durchzufallen. Wie Be-
schleunigung dennoch gelinge, zeige ein Beispiel aus der 
jüngeren Vergangenheit: „Die Potenziale des Landesbetriebs 
wurden etwa bei der Beseitigung der Schäden der Hochwas-
serkatastrophe im Sommer 2021 deutlich, als wir von Seiten 
der Landesregierung kurzfristig mit weitergehenden Kompe-
tenzen ausgestattet wurden und sämtliche Beteiligten die 
gleiche Zielsetzung verfolgt haben.“

Straßen.NRW selbst lege angesichts der vielen zu bearbeiten-
den Projekte großen Wert darauf, Prozesse zu optimieren, wo 
immer dies möglich sei. „Was die Effizienz aber beeinträchtigt, 
sind die vielen Schnittstellen der genehmigenden Beteiligten. 
Zur Beschleunigung von Investitionen wäre ein Umweltkataster 

»

Modernisieren, entrümpeln, mehr Pragmatismus an den Tag legen und vor allem eines: schneller werden 
– der im Herbst von Bund und Ländern veröffentlichte „Beschleunigungspakt“ zielt darauf ab, das viel-
zitierte „Deutschland-Tempo“ Realität werden zu lassen. Im politischen Berlin sind die Sorgen um die 
Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Deutschland also angekommen. Projekte sollen fortan 
rascher und unbürokratischer umgesetzt werden können. Dies alles verbunden mit dem Ziel, das Energie
system umzubauen und die erneuerbaren Energien sowie die Stromnetze auszubauen, die Klimaschutz-

ziele zu erreichen sowie die Digitalisierung und die Transformation der Wirtschaft voranzutreiben.

Text: Hans-Peter Langer, Patrick Kohlberger     |     Fotos: Autobahn Westfalen, Stadt Bad Berleburg, Straßen.NRW, Unsplash
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A45 in Lüdenscheid mit dem Problem der Umleitungsverkehre 
seien Themen, „die uns in den vergangenen drei Jahren aus der 
mittelfristigen Planbarkeit gerissen haben. Das hat auch dazu 
geführt, dass das Erscheinungsbild von Straßen.NRW in der 
Öffentlichkeit als nicht mehr so produktiv und effektiv wahr-
genommen wurde.“ 

Durch all die Gesetze, Normen und Randbedingungen für Stra-
ßenbau und Straßenplanung sei es aber nun einmal eine enorme 
Herausforderung, die vielfältigen Interessenslagen zu berück-
sichtigen und gleichzeitig effizient zu agieren. „Durch büro-
kratische Hemmnisse und Auflagen ist ein Maß von Restriktion 
erreicht, wo sich bei allen wichtigen Investitionen in unserem 
Land Prozessvereinfachungen ergeben müssen. Sonst können 
die Herausforderungen der Zukunft nicht bewältigt werden. Mit 
einer klaren Priorisierung und genug Planungsvorlauf wollen wir 
eine mittelfristige Perspektive schaffen, um Projekte abzuarbei-
ten und dafür stärker in der Öffentlichkeit zu werben.“ 

Beim Blick auf das Großprojekt Talbrücke Rahmede zieht Elfrie-
de Sauerwein-Braksiek, Direktorin der Niederlassung Westfalen 
bei der Autobahn GmbH des Bundes, ein positives Zwischen-
fazit. „Dass noch im Dezember die ersten Bohrungen für die 
Gründung begonnen haben, zeigt, dass wir sehr gut im Plan 
liegen. Trotz der enormen Regenmengen in den vergangenen 
Wochen und eines frühen Wintereinbruchs sind an den Hängen 
die Baustraßen angelegt und das Baufeld so vorbereitet wor-
den, dass die Arbeiten weiter zügig vorangehen können.“ Nach 
weniger als einem Jahr Baurecht geschaffen zu haben und nach 
einer schnellen Vergabe im Oktober in den Bau gegangen zu 
sein, bedeute einen großen Erfolg. „Und unsere Mannschaft 
steht auch für 2024 bereit, die anstehenden Aufgaben zu meis-
tern, damit die Brücke Mitte 2026 unter Verkehr gehen kann.“

Der Bau der Brücke stehe nach wie vor unter besonderer öf-
fentlicher Beobachtung, aber das sei für die Arbeit vor Ort und 
in den Büros nicht maßgebend. „Für uns ist es wichtig, dass 
die Zusammenarbeit mit der beauftragten ARGE ohne Proble-
me läuft. Hier sind enge Abstimmungen erforderlich, um mög-
liche Hindernisse früh zu erkennen und entsprechend reagie-
ren zu können. Da sind wir gut aufgestellt.“

  
Bei der Einordnung sei jedoch auch wichtig zu wissen, dass 
man die Aufgaben bei der Talbrücke Rahmede „mit überdurch-
schnittlichem Einsatz abgearbeitet“ habe. „Das lässt sich nicht 
1 zu 1 auf andere Projekte übertragen. Und wenn man sieht, 
dass bei anderen Projekten die verkürzten Verfahren beklagt 
werden, liegt das Thema Beschleunigung nicht immer in unse-
rer Hand.“ Auch Sauerwein-Braksiek hofft daher, dass die neu-
en gesetzlichen Vorgaben helfen, die Prozesse schnell und 
rechtssicher handzuhaben. 

 
Der fehlende Nachwuchs in allen Bereichen – ob bei Planung, 
Genehmigung oder Bau – treffe die Autobahn GmbH ebenso 
wie die Unternehmen der Bauwirtschaft, „die am Ende als 
unsere Auftragnehmer die Projekte realisieren. Das ist eine der 
größten Herausforderungen der Zukunft.“ Man versuche auf 
vielfältigen Wegen, Fachkräfte zu gewinnen. „Dabei stehen wir 

wünschenswert, dem man die Vielfalt des Naturraums jederzeit 
aktuell entnehmen könnte. Dann müssten die Umweltfragen 
bei eigenen Planungen und Vorhaben nicht mit immer gleicher, 
intensiver Gründlichkeit aufs Neue analysiert werden.“ 

Dem Fachkräftemangel hingegen – einer weiteren großen He-
rausforderung der heutigen Zeit – habe Straßen.NRW bisher 
erfolgreich getrotzt. „Das verdanken wir einer intensiven Rek-
rutierung an Schulen, Universitäten oder Ausbildungsmessen, 
der Werbung in den sozialen Medien und vor allem der Identi-
fikation unserer Beschäftigten.“ Man biete alle Möglichkeiten 
zum flexiblen familienfreundlichen Arbeiten. „Als Fachbehörde 
haben wir spannende Projekte in ländlicher Region, die auf-
grund unserer Expertise eine Sogwirkung auf die Absolventen 
der örtlichen Universität haben. Mit unseren vielschichtigen 
Aufgabenstellungen bieten wir für viele Ausbildungszweige 
spannende und abwechslungsreiche Tätigkeiten.“

Die Transformation zur Autobahn GmbH habe bei Straßen.
NRW zunächst einen deutlichen Personal- und Wissensverlust 
ausgelöst. Hieraus habe sich jedoch auch eine große Chance 
ergeben. „Viele neu rekrutierte Mitarbeiter einschließlich der 
Führungskräfte haben zu einer schnellen Stabilisierung der 
Personalressourcen geführt. Weggebrochene Synergien wur-
den wieder aufgebaut und die Struktur an ein kleinteiligeres 
Aufgabenspektrum angepasst.“ Das Starkregenereignis im Ju-
li 2021, die Corona-Pandemie und vor allem die Sperrung der 

Ludger Siebert  

von Straßen.NRW 

hofft auf konkrete 

Beschleunigung in 

der Praxis.
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Die Talbrücke  

Rahmede wurde  

vor einigen  

Monaten gesprengt.

aber in großer Konkurrenz mit Kommunen, dem Land und na-
türlich auch der freien Wirtschaft.“ Die Autobahn Westfalen 
stehe für ein spannendes Arbeitsumfeld „mit einzigartigen 
Projekten“ – beispielsweise dem Querverschub der Talbrücke 
Rinsdorf samt Pfeiler, der 2025 ansteht. „Wer zur Autobahn 
kommt, kann Teil solch besonderer Projekte sein.“

Ein weiteres drängendes Thema, das immer wieder auf der Ta-
gesordnung steht und auch im Beschleunigungspakt Berück-
sichtigung findet: die für den heimischen Wirtschaftsraum so 
wichtigen Großraum- und Schwertransporte. „Sie sind für die 
Erreichung zentraler politischer Ziele längst ein erfolgskriti-
scher Faktor“, betont Burhan Demir, Leiter des Referats Verkehr 
und Mobilität bei der IHK Siegen. „Wie soll die hohe Anzahl der 
Windräder im ländlichen Raum zum Zielort transportiert wer-
den? Wie kommen schwere Baumaschinen zu den Brückenbau-
stellen entlang der Autobahnen? Wie kommen Fertigbauteile 
zu den Standorten für neuen Wohnungsbau? Ohne die großen 
und schweren Sondertransporte geht dies einfach nicht!“ Eines 
der gravierendsten Probleme neben der Ermittlung für hohe 
Belastungen geeigneter Strecken: die Bürokratie (s. gesonder-
ter Bericht in dieser Wirtschaftsreport-Ausgabe). 

Seit Jahren dränge die Wirtschaft auf spürbare Erleichterun-
gen in der Genehmigung und Abwicklung von Schwertrans-
porten, verdeutlicht Demir. „Die Logistikbranche steht mit 
diesem Anliegen längst nicht mehr alleine“, erklärt er. Bundes-
weit mache mittlerweile ein Zusammenschluss von mehr als 
30 Verbänden und Organisationen, darunter auch die Deutsche 
Industrie- und Handelskammer, Druck auf die Politik. Immer 

stärker sei zu beobachten, dass das Thema Eingang in die poli-
tische Beratung finde. Bund, Länder und Kommunen sollen die 
Genehmigungsprozesse vereinfachen, standardisieren und 
automatisieren. 

Elfriede Sauerwein-Braksiek weist auf die  

vielfältigen Aufgabenfelder der Autobahn GmbH hin.
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Hierüber werde zwar schon seit Jahren gesprochen. Gleich-
wohl sieht der IHK-Referatsleiter dies positiv: Es habe den An-
schein, dass die Nöte in der Praxis zunehmend gesehen wer-
den. Dies sei aber auch abhängig vom entsprechenden 
Sachverstand in den Behörden, Ministerien oder etwa auch 
den Bund-Länder-Arbeitsgruppen, in denen rechtliche Vorga-
ben vorberaten würden. Burhan Demir: „Wir weisen bei jeder 
sich bietenden Gelegenheit darauf hin, wie wichtig es ist, in 
sämtliche Beratungen schon frühzeitig Praktiker einzubinden. 
Nur so wird man in eine erfolgreiche Umsetzung rechtlicher 
Vereinfachungen kommen.“

Etwas Licht am Horizont gibt es bei den langen Bearbeitungs-
zeiten für Schwertransportanträge. Die Rückmeldungen aus 
der Branche zeigen, dass sich hierbei insbesondere der Einsatz 
digitaler Instrumente mittlerweile bemerkbar macht – und 
zwar spürbar. Allerdings meldeten die Speditionen hierdurch 
bedingt auch vermehrt Ablehnungen beantragter Routen, so-
dass gegebenenfalls im Einzelfall, wo immer möglich, von 
Hand „nachjustiert“ werden müsse, so Burhan Demir. Hoffnung 
macht ihm das große Engagement beteiligter Akteure. Auch 
wenn dies sicher nicht überall gelte: „Wir wissen aus eigener 
Erfahrung, aber auch aus Schilderungen betroffener Unter-
nehmen, dass sich auch manche Mitarbeiter in Behörden oder 
Verwaltungen richtig ‚reinhängen‘, um Lösungen zu finden. 
Das gelingt nicht immer, aber eben manches Mal doch. Das ist 
für Unternehmen ungemein wertvoll.“ 

Ein Beispiel sei die anstehende Erneuerung einer 70 Jahre alten 
Brücke in Kierspe, die auf der B237 und damit auf der soge-
nannten „verlässlichen Schwerlastroute“ liegt. Sie ist zugleich 

eine Alternativroute für die im Zuge des Lkw-Durchfahrtsver-
bots in Lüdenscheid gesperrte B54 in Brügge und daher von 
erheblicher logistischer Bedeutung. Das habe man den Mitar-
beitern bei Straßen.NRW nicht besonders erklären müssen, 
unterstreicht Burhan Demir. Es seien in diesem Fall verschiede-
ne Optionen geprüft worden, um Schwertransporte zu ermög-
lichen. Nunmehr werde mit zwei Behelfsbrücken geplant, die 
Schwertransporte zuließen. „Wichtig war für uns, dass wir über 
die Ergebnisse auf dem Laufenden gehalten wurden.“ Diese 
Aufgeschlossenheit und Kooperationsbereitschaft machten 
Mut beim Blick ins neue Jahr, betont Demir. Immerhin warteten 
bereits die nächsten infrastrukturellen Herausforderungen. 
Dann gehe es unter anderem um die A4, die durch die gesperr-
te A45 bereits mehr Güterverkehr aufnehme. Hier stehen der 
Abriss und der Neubau der Talbrücke Untereschbach an.  

 
Verkehrsinfrastrukturprojekte sinnvoll zu priorisieren und vor 
dem Hintergrund komplexer gesetzlicher Grundlagen effektiv 
und zielgerichtet zu arbeiten, ist nicht nur in puncto Auto-
bahnen eine tägliche Aufgabe, sondern auch für die Kommu-
nen im Kammerbezirk. Bernd Fuhrmann, Bürgermeister der 
Stadt Bad Berleburg, bestätigt den hohen Stellenwert dieses 
Themas. Man habe im Haushaltsplan für 2024 rund 2,5 Mio. € 
„für investive Maßnahmen in den Straßenbau“ vorgesehen. 
Hinzu kämen rund 1,3 Mio. € für Unterhaltungsmaßnahmen 
im Straßenbau und rund 1,5 Mio. € für Brücken- und Stütz-
wandunterhaltung sowie den (Teil-) Neubau. Weitere rund 
800.000 € seien für Investitionen und die Unterhaltung von 
Wirtschaftswegen eingeplant. Und für die Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie sowie die allgemeine Gewässerbau-
Unterhaltung plane die Stadt rund 1,4 Mio. € ein. „Damit in-
vestieren wir so viel wie noch nie in diesen gesamten Bereich“, 
erläutert Fuhrmann. 

Gemeinsam mit den Menschen vor Ort habe man ein Mobili-
tätskonzept erstellt, „das uns bei der Mobilitätswende nach-
haltig voranbringen wird. Dabei geht es darum, dass wir be-
darfsorientierte Zukunftslösungen schaffen und dann auch 
konsequent umsetzen wollen.“ Beinhaltet seien etwa die ge-
planten Baumaßnahmen an der Entlastungsstraße in Bad Berle-
burg, aber auch verschiedene Radverkehrsmaßnahmen. Insge-
samt sei es erforderlich, interkommunal, kreisweit und letztlich 
südwestfälisch zu denken, um gemeinsame Ziele zu erreichen. 
Fest steht für Fuhrmann: „Wir brauchen attraktive Strukturen, 
damit wir Fachkräfte für unsere Region gewinnen können.“

Dass es wichtig ist, eine Priorisierung innerhalb der Straßen-
baumaßnahmen vorzunehmen, konstatiert auch der Olper 
Bürgermeister Peter Weber. In den letzten Jahren sei es ge-
lungen, den Zustand der kommunalen Straßeninfrastruktur 
kontinuierlich zu verbessern. Dabei hätten die solide Finanz-
situation und die guten Steuereinnahmen geholfen. „Die Fi-
nanzsituation der Kommunen verschlechtert sich aber in den 
nächsten Jahren deutlich.“ In Olpe sei der Vorteil, „dass wir seit 
dem Jahr 2018 den Zustand aller Straßen untersucht und mit 
externer Unterstützung in einem Straßenkataster digital er-
fasst haben. Die Daten werden regelmäßig aktualisiert.“ So 
habe man eine objektive Grundlage für die Entscheidung, wel-

Bad Berleburgs  

Bürgermeister Bernd 

Fuhrmann misst  

der Verkehrsinfra-

struktur eine große 

Bedeutung bei.
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che Straßen in welchem Jahr saniert werden müssen, um den 
guten Zustand des Straßennetzes zu erhalten.

Doch egal, wie gut man sich auf verschiedene Entwicklungen 
vorbereite: Der Fachkräftemangel werde das eigene Handeln 
in Zukunft nochmals erschweren. „Das trifft auch die Kommu-
nen. Auf Stellenausschreibungen erhalten wir deutlich weni-
ger Bewerbungen als in der Vergangenheit. Es ist jedoch zu-
letzt gelungen, alle freiwerdenden Stellen in unserem Tiefbau 
neu zu besetzen.“ Der Generationenwechsel sei dort im We-
sentlichen abgeschlossen. Sehr aufmerksam beobachte die 
Stadt nun die Kapazitäten der Unternehmen im Tiefbaube-

reich. „Bislang konnten Aufträge regelmäßig zeitnah vergeben 
werden, doch die Anzahl der Angebote sinkt tendenziell.“

Für Peter Weber steht angesichts der vielfältigen Aufgaben und 
der schwierigen Gemengelage fest, dass der Verwaltungsauf-
wand durch komplexe Vergabeverfahren und umfangreiche 
Dokumentationspflichten reduziert werden muss. „Wenn wir es 
endlich schaffen, bürokratische Regeln abzubauen, wird auch 
der Erhalt der kommunalen Straßen einfacher möglich sein.“ 

Das neue Jahr lässt auf eine erfolgreiche Umsetzung der Pla-
nungsbeschleunigung und -erleichterung hoffen. 

Ihr Personal Trainer
für Ihr Recruiting

karriere-suedwestfalen.de/arbeitgeber

Ob auf Autobahnen 

oder – wie hier – in 

den Kommunen: Die 

Instandhaltung der 

Verkehrswege erfor-

dert viel Arbeit.


